
Zur Kritik der Positionen von Bahn-von-unten

Für den Erhalt des integrierten Bahnkonzerns

Mit der Broschüre 'wohin rast der Privatisierungszug ?"1 und ergänzend in einem Artikel in
der zaitschrift express2 legt die Initiative Bahn-von-unten ihre Positionen zur FoftFührung der
Bahnreform vor ünd will d;mit in den Willensbildungsprozess zur politischen Standortbestim-
muno der Gewerkschaft TRANSNET im Vorfeld des Gewerkschaftstags eingreifen

Bei dieser Broschüre handelt es
sich um eine merl$vtirdige Zu-
sammenstellung von Argumen-
ten, die alle für sich genommen
sehr viel Plausibilität beanspru-
chen könnten, wenn sie nicht
durch einen grundlegenden lrr-
tum bestimmt wären. lm Kem
dreht sich alles darum, zu be-
gründen, weshalb der Weg an
die Börse ein falscher Weg ist.
Dieser Frage und der Formierung
des politischen Wlderstands ge-
gen den Börsengang werden alle
anderen Probleme und Frage-
stellungen der aktuellen Bahnpo-
litik untergeordnet; der Börsen-
gang wird zum alleinigen Grund-
übel aller aktuellen Probleme des
DB Konzerns ideologisch hoch-
stilisiert und gleichzeitig dämoni-
slert.

tjnseres Erachtens verstellen
sich die Autoren der Broschüre
durch die Uberhöhung der Be-
deutung des Börsengangs den
Blick für Besonderheiten der ak-
tuellen politischen und wirtschaft-
lichen Situation. Insbesondere
erkennen sie nicht die Gefahr der
Aufteilung der Bahn in einen Inf-
rastruktur- und Transportkonzern
und sehen nicht die tatsächliche
Gefahr der Zerschlagung des
Bahnkonzerns.

Wenngleich viele Argumente für
sich genommen nachvollziehbar
sind, so ist der Gesamtzusam-
menhang und die politisc+re Ziel-
orientierung geradezu grotesk.'
,fiände weg wn der Staatsbahn!
1...)Rückblickend ist atur festzu-
halten, dass die ,,guten alEn

Staatsbahnen" auch enolm
leistungsfähig utd innovativ
wa@n." (ebd. Serte ,8) Also:
linksherum im Rückwärts-
schritt zur idyllischen alten
Bundesbahn: Es kann doch
wohl nicht sein, dass uns die
lnitiative Bahn-von-unten
eine derart rückwärtsge-
richtete Orientierung emp-
fiehlt und den Mitgliedem
Von TRANSNET UNd dEN
Mitaöeitem der DB AG dies
als neue, sichere Zukunft
versprechen will. Es ist zu
fEgen, womit sich soviel
unbekümmerte, ja naive,
Staatsgläubigkeit und Rück-
wärtsgewandtheit begründet.
- Ob da noch immer nicht
verarbeitete staatssozialisti-
sche lllusionen eine Rolle
spielen? (VVlr wissen es
nicht und wollen dem auch
nicht hintefi ersPekulieren.)

Die Y/sion einet ,demokatL
sieden und relormierten
Staatsbahn im lnte'e�sse der
Eisenbahner, der A gemein-
heit uN de! Unwelt und
ohne Bewrmundung durch
inkompetente und nur auf
Dividenden ausgeichtete
Manager und pnxisleme
und teurc Beratef' isl nun
wirklich keine Perspektive
für die Eisenbahner und or-
ganisierten Gewerkschafter
sondem eine Träumerei,
eine gefährliche lllusion,
für die in Deutschland politi-
schen Mehrheiten nicht zu
gewinnen sind und die von

den tatsächlichen Problemen
ablenkt. Wer solchen Träume-
reien nachhängt, der wird den
wirklichen Kampf, den Kampf
um die Einheit der Bahn und
die Schaflung von ökonomi-
schen Voraussetzungen mit
Zukunftsaussichten für die
Eisenbahner verpassen bzw.
jede Chance vertun, die Bahn
als Einheit zu ehalten. Solche
Träumereiein arbeiten objektiv
den Bahngegnem in die Hän-
qe.

Das Ziel sollte sein, ohne
durch eine ideologische Brille
zu schauen sich mit mit der
Frage des Börsengangs aus-
einandezusetzen.

Wenn es noch nicht bekannt
sein sollte: Die DB ÄG ist be-
reits seit 1994 eine Aktienge-
sellschaft - allerdings werden
ihre Anteilsscheine (noch)
nicht an der Börs€ frei gehan-
delt sondem sind (noch) in
staatlichem Besitz. Aber Akti-
enkapital - auch solches in
staatlicher Hand - ist Kapital
mit allem drum und dran und
wird - auch in staatlicher
Hand - den allgemeinen Ge-
setzmäßigkeiten der KapitaF
veMertung folgen (müssen)
und nicht bestimmt sein von
vemünftigen,.. gesamtgeselF
schaftlichen Uberlegungen der
,Dase,hsvorsorgre" (Broschüre,
ebd., Seite 17). Oder kann uns
jemand von der lnitiative den
besonderen Unterschied zwi-
schen VW (die Aktien sind
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über die Grenze der Sperrmino-
rität in der Hand des Landes Nie-
dersachsen) und G
pel/Mercedes/Bl\/W usw. erklä-
ren? Es sind wesentlich die un-
ternehmerischen KonzePte und
die Produkte. die sich am Markt
behaupten müssen.

Der Staat, also die Bundesregie-
rung, kann - einige Gesetzesän-
derungen voEusgeseEt - mit
den Anteilsscheinen (Aktien) der
Deutschen Bahn AG tun und las-
sen, was er will; es muss nur
politisch opportun und durch-
setzbar sein. Und zur Zeit sind
die Kassen der Regierungen leer,
die Begehdichkeiten der Flnanz-
minister groß und die politischen
Parteien in Bundestagstag und
Bundesrat von den Lehrmeinun-
gen der Liberalisierungs- und
Deregulierungsideologien durch-
drungen. ln dieser Situation dar-
auf zu orientieren, auf Teufel
komme heraus den Börsengang
der Bahn zu verhindem, heißt
von vorne herein eine schwere
politische Niederlage offenen
Auges einzukalkulieren ohne auf
den Prozess an sich moderierend
Einfluss zu nehmen.

Di€ lnteressenkonstellationen im
Hinblick auf den Börsengang der
Bahn werden in der Broschür€
zwar weitgehend richtig darge-
stellt:

Falsch ist es jedoch die Positio-
NEN VON BDI, CDU/CSU, FDP,
GRüNEN. SPD, des DB Vor-
stands und des TRANSNET-
Vorstiands in den einen ,Topf der
Privatisieref' zu werfen (,die Bö-
sen") um sich dann selbst auf der
Grundlage der ,,richtigen" Klas-
senlinie gemeinsam mit den Be-
schäftigten der Bahn (?) als,die
Guten" mit der einzigen, PrinzF
piell richtigen politischen Position
dazustellen. Das Denken in al-
ten Schablonen führt uns hier ins
Abseits - Wer sich selbst ins Ab-
seits stellt, muss sich nicht wun-

dem, dass er keine Tore
schießt und das Spiel ver-
liert.

Wir sagen es sehr deut-
lich: Der Erhalt des integ-
rierten Bahnkonzems ist für
uns Eisenbahner ein sehr
viel höheres Gut und wichli-
geres politisches Ziel als die
Verhinderung des Börsen-
gangs, und es isl opportun
sich dabei nach Bündnis-
partnern umsehen - auch
wenn Hans-Gerd ÖIlnger
(von der Initiative) im ex-
press (ebd. Seite 6) das ab-
schätzig als,,Einheitsfront"
(?) mit MeMom und
IRANSNEf charakterisiert.

ldeologisch vebohrt und
geradezu unverantwortlich
wäre es in einer Situation, in
der BDl, CDU/CSU, FDP
und GRÜNE und Teile del
SPD (die auch ,,wackeln"),
den Konzem zerteilen und
dann in einzelnen Teilen an
die Börse bringen wollen,
sich nicht mil den Teilen von
SPD und des Vo6tands der
DB AG zu verbünden, die für
die Einheit des Konzem
kämpfen. Auch den ffir fun-
dierte, sachliche Argumente
zugänglichen Teilen von
GRUNEN und CDU/CSU
müssen die technologischen
und gesamtwirtschaftlichen
Vorteile eines integrierten
Konzern noch einmal deut-
lich gemacht werden.

Wr lassen uns auch nicht
von den Mitgliedem der Initi-
ative als fehlgeleitete Dema-
goge, (Broschüre, Seite 20)
oder ,,loyab IRANSNEI-
Aktivisten, die treu zum gro-
ßen Vorsitzenden Hansen
stehen, komme was da wgL
le" (express, ebd. Seite 6)
denunzieren, nur weil wir für
den integrierten Bahnkon-
zern eintreten und dabei den
bedinglen Börsengang der

Holding akzeptieren. Wir kön-
nen schon selbständig den-
ken. Als Mitarbeiter und Be-
triebsräte des Unternehmens-
bereichs Dienstleistungen (UB
D). in dem 36.000 l\ritarbeiter
ihren Arbeitsplatz haben, wis-
sen wir, dass diese Dienst-
leistungsuntemehmen tm
Bahnkonzem nur dann elne
Zukunft haben, wenn der Kon-
zern als Ganzes eltalten
bleibt.

Um auch dies klar und un-
missverständlich zu sagen:
Die Existenz des integrierten
Bahnkonzems ist von ele-
mentarer Bedeutung für die
Existenz unserer Betriebe und
Arbeitsplätze und wir lassen
uns nicht das Bewusstsein
durch unverantwortliche, Poli-
tische Odentierungen veme-
beln. Es geht hier um unsere
Existenz, um die Sicherheit
unserer Aöeitsplätze. Als l\4it-
arlreiter und Interessenver-
lreler eines Bereichs im DB
Konzern, der über Jahre hin-
weg nicht zum Kemgeschäft
der Bahn definiert wurde und
der latent immer von Aus-
g|ündungen und Verkäufen
bedroht war bzw. diese ertra-
gen musste, wissen wir die
Einbindung in den Konzem zu
schäEen und in sehr konkre-
ler Weise die Vorteile eines
integrierten Konzem zu beur-
teilen.

Als lnteressenvertreter haben
wir die konkrete Verantwor-
tung für die Sicherheit der
AöeitspläEe in unserem Be-
reich wahzunehmen und
können uns dab€i nicht von
prinzipiellen Langzeitforderun-
gen, die vielleicht in 20 Jahren
(Broschüre Seite 23) realisiert
werden könnten, leiten lassen.

Es stimmt auch nicht durch-
gängig, dass - wie in der Bro-
schüre behauptet - ,die Zer-
schlagung des Konzems (...)
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im Alltag schon längst in vollem
Gange' sei (ebd. Seite 16) Es
gibt Tendenzen, die in diese
Richtung gehen. Die Bildung des
UB D und viele anderc Maßnah-
men der letzten 20 Monate (2.8.
Re-lnsourcing, Kontrahierungs-
gebot usw.) sind jedoch in eine
ganz andere Richtung orientiert:
die stärkers Verschachtelung und
Verschränkung der Funktionen
im Konzem über die UB-Grenzen
hinweg. Diese Tendenzen kann
oder will nur derjenige überse-
hen, dem entweder ideologische
Verblendung die Linse tnlbt, oder
der so weit vom Kem des Ge-
schehens in der Bahn entfernt ist
wie einzelne Mitglieder der lnitia-
tive Bahn-von-unten.

Übrigens: Sollten sich die ge-
werkschaftlishen und betriebli-
chen Interessenvertreter nicht
auch ihrer (ungebetenen) exter-
nen 'Beratef' (von Bahn-von-
unten) entledigen und mit größe-
rem Selbswertrauen und Selbst-
bewusstsein ihre eigene (ge-
werkschafts-)politische Positi-
onsbestimmung in die Hände
nehmen (!)

.Das Ptoblem der Bahn liegt
nicht in ihter staatlichen Träger-
schafr sondem in der seit Jahr-
zehnten unvetmindeften Be-
nachteiligung der Bahn gegen-
über DB konkuftierenden ver'
kehrsfdigem" stellen die Autoren
der Broschüre fest (Broschüre,
Seite 22). Um diesen Satz in seF
ner grandiosen Wderspnichlich-
keit zu verstehen muss man fra-
gen; wer ist zuständig für die
Schaffung der wirtschaftspoliti-
schen Rahmenbedingungen?
Der Staat -derselbe Staat, der
auch eine Bahn besitzt. Der Satz
heißt also: Der Eigentümer der
Bahn hat seit 50 Jahren Rah-
menbedingungen geschaffen, die
den wirtschaftlichen Lebens- und
Existenzbedingungen ebendieser
Bahn zuwiderlaufen. Ergo sagen
die Vertreter der Initiative: Weil

der Staat zwar nichts für
seine Bahn getan hat, zu-
ruck zur feinen, alten
Staatsbahn. - so scnlzo-
phren (bewusstseinsge-
spalten) wie dieser Vor-
schlag der Mitglieder der
lnitiative ist die Bewusst-
seinslage der Eisenbahner
jedoch nicht.

Dennr Entweder wollen uns
die Mitglieder der lnitiative
hier mit grobem Unfug veruF
ken oder sie träumen von
einem Staat, der sich nach
50 Jahrcn Bundesrepublik
plötzlich und unerwartet
grundlegend wandelt und
nicht mehr den Interessen
einzelner Auto- und Flug-
zeugindustriellen nachgibt,
sondern dem ökologischen
Verkehrsmittel Bahn Vorfahrt
einräumt. Beides wäre
schlimm: Verulken können
sich die Eisenbahner im
Notfall immer noch selbst,
Träumern und lllusionisten
werden sie nicht hinterher
laufen.

Schon bei der 1. Stufe der
Bahnreform 1994 stand die
Frage, wie sich die organF
sierten Eisenbahner verhal-
ten angesichts der Auflö-
sung der Bundesbahn und
ihrer Überführung in eine
privatrechtlich organisierte
Aktiengesellschaft deren
Eigentum zu 100Yo in den
Händen des Bundes liegt.
Ganz verständlich ist es,
dass viele Eisenbahner da-
mals konservative (bewah-
rende) Haltungen einnah-
men und aus Angst vor dem,
was sie in der Zukunft er-
warten würde lieber das
Mangelhafte der Gegenwart
bevozugten. - Diese Hal-
tung ist nur zutiefst mensch-
lich und verständlich, aber
sie kann übeMunden wer-
den.

Damals wurden tarifvertragli-
che Regelungen geschaffen,
die eine Milderung der grobs-
ten sozialen Härten eneichten
Gleichwohl konnte damit nicht
verhindert werden, dass bin-
nen 10 Jahren 175.000 (!)
ArbeitspläEe vemichtet wur-
den. Der Aöeitsplatzabbau
wird auch jetzt weiter gehen -
ob als Staatsbahn oder als
privatwirtschaftliche organi
sierte ,,8ö.senbahn". Die Fra-
ge wird nur sein, ob die Däm-
me, die bisher gegen allzu
gravierende soziale Härten
dLlrch die Gewerkschaften im
tariflichen und betrieblichen
Bereich errichtet wurden, dem
neuen Druck standhalten wer-
den. Dies hat vor den grund-
legend veränderten Bedin-
gungen im sozialpolitischen
Bereich (Hartz-Gesetze) be-
sondere Bedeutung

In der glaubhaften und mess-
baren Beantwortung dleser
Fragen und der konsequenten
Umsetzung eines Programms,
das diesen Tendenzen entge-
gentritt muss unsere gewerk-
schaftspolitische Orientierung
liegen: Börsengang nur, wenn
unsere Bedingungen erfüllt
sind. Und die beiden Haupt-
bedingungen lauten:

1. Erhalt des integrierten
Konzems und

2. Bündnis für Aöeit bis
2010 zur Verhinderung
betriebsbedingter Kün-
digungen.
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